Beschlussvorlage offentlich

IAmt/Geschéaftszeichen Bearbeiter Datum Drucksache Nr.:

Bauamt Maja 19.08.2015 15/60/114
Kolakowski

Beratungsfolge (Zustandigkeit) Gremium Sitzungstermin Status

\Vorberatung BA 02.09.2015 Offentlich

Vorberatung HA 17.09.2015 Nichtoffentlich

Entscheidung SV 10.12.2015 Offentlich

Bezeichnung: 2. Anderung des Bebauungsplans Nr. 10 der Stadt Osteebad Kiihlungsborn -
Wohngebiet "Holmblick" - Abwagungs- und Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag:
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn beschliel3t:

1) Die Stadtvertreterversammlung hat die wihrend der Beteiligung der Offentlichkeit sowie der
Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange und Nachbargemeinden vorgebrachten
Anregungen zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 mit folgendem Ergebnis gepriift:
siehe Anlage. Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses.

2) Der Biirgermeister wird beauftragt, den Behérden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange
sowie den Biirgern, die Anregungen vorgebracht haben, das Abwagungsergebnis mitzuteilen.

3) Die Stadtvertreterversammlung beschlieRt die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 der
Stadt Ostseebad Kiihlungsborn flir das Wohngebiet "Holmblick" gemall § 10 BauGB als Satzung.
Die ortlichen Bauvorschriften werden gemals § 86 LBauO M-V als Satzung beschlossen.
Die Begriindung zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 wird gebilligt.

Anlagen:
- 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn
Planzeichnung und Begriindung, Abwagung

Problembeschreibung/Begriindung:

Die Stadtvertreterversammlung hat am 24.04.2014 die Aufstellung der 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 10 beschlossen.

IMit der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 soll die Vereinbarkeit von Ferienwohnungen im
Bestand mit Dauerwohnungen rechtlich verbindlich und abschliefend entsprechend der aktuellen
Rechtsprechung und entsprechend den Beschliissen der Stadtvertreter-versammlung geregelt
werden. Erganzend sollen Regelungen zu Nebenanlagen und 6rtlichen Bauvorschriften
aufgenommen werden.

Das Planverfahren wird nach § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren als ,,andere MalRnahme der




Innenentwicklung” ohne Umweltbericht durchgefiihrt. Es handelt sich hier im Wesentlichen um eine
Uberplanung des vorhandenen Bestandes. Eine Beeintrachtigung von Umweltbelangen erfolgt durch
die Anderung nicht, so dass keine Umweltpriifung erforderlich ist.

Nach der Klarung der rechtlichen Voraussetzungen und Mdéglichkeiten und auf der Basis einer
umfangreichen Bestandsaufnahme wurde der Entwurf erarbeitet, der nach dem Beschluss der
Stadtvertreter an die Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange zwecks Einholung der
Stellungnahmen versendet und 6ffentlich ausgelegt wurde. Bei der 6ffentlichen Auslegung wurden
von vielen Biirgern Stellungnahmen fiir oder gegen einen Erhalt der vorhandenen Ferienwohnungen
abgegeben. Die betroffenen Behérden stimmen der Planung grundsétzlich zu und verweisen dabei
auf rechtlich beachtliche Sachverhalte.

Alle Stellungnahmen wurden einer sehr intensiven Abwagung unterzogen unter Beachtung der
aktuellen Entwicklung in der Rechtsprechung und in der Politik zu diesem Thema. Dabei ist das
Planungsziel, entsprechend den gefassten Beschliissen der Stadt, die Erhaltung der vorhandenen
Ferienwohnungen bei Vermeidung neuer Ferienwohnungen.

Nach dem Abwagungs- und Satzungsbeschluss wird die 2. Anderung des B-Planes Nr. 10 durch
Bekanntmachung rechtswirksam.

Finanzielle Auswirkungen? Ja
Finanzierung

Gesamtkosten der Jahrliche Folgekos- |Eigenanteil Objektbezogene Einmalige oder

[MaBnahme (Beschaf- ten/lasten (i-d-R. = Kreditbedarf)  Ejnnahmen jahrliche laufende

fungs-Folgekosten) (Zuschiusse/Beitrage) Haushalts-
belastung
(Mittelabfluss,
Kapitaldienst, Folgelasten
ohne kalkulatorische
Kosten)

10.000,00 € € € € €

Veranschlagung 2015: nein X ja, mit 10.000,00 € Produktkonto 51102.56255000

X im Ergebnisplan im Finanzplan

IAnlagen:

Anlage 1: 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn

Planzeichnung - Stand 30.11.2015 zur SVV am 10.12.2015

Anlage 2: 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn Begriindung

Stand 30.11.2015 zur SVV am 10.12.2015

Anlage 3: Abwagung Teil 1 - Stand 30.11.2015 zur SVV am 10.12.2015

Anlage 4: Abwagung Teil 2 - Stand 30.11.2015 zur SVV am 10.12.2015




SATZUNG DER STADT OSTSEEBAD KUHLUNGSBORN
Uber die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 Wohngebiet "Holmblick"

nordlich des Grunen Weges in Kuhlungsborn

Teil A - Planzeichnung
M 1:1000

Tabelle: Festsetzungen je Baufeld
A ::rNbui;L-mg Grundfichen- CET.SZ'S der | Bameise | Haustorm ﬁ:;‘g:%:%‘;:;e Dachform
WA 03 | 0 E 600 SD
WR 0,4 | 0 E 425 SD
WR 03 | 0 E 600 -
[4] WR 04 | 0 E 500 SD
WR 0,4 ! 0 E 500 SD
[6] WA 04 ! o E 500 -
WA 04 | 0 E 500 SD
WA 04 ! 0 E 500 SD
[9] WA 0,4 I o E 600 -
WA 0,4 I 0 E 500 -
WA 0,3 | 0 E 600 SD
WR 0,4 | 0 E 400 -

Griiner Weg

Planzeichenerklarung

Es gilt die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990,
geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. | S. 1509)

1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 3, 4 BauNVO)

WR Reine Wohngebiete (§ 3 BauNVO)
WA Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)
Nummer des Baufeldes

MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 19, 20 BauNVO)
GRZ Grundflachenzahl
I Zahl der Vollgeschosse als Hochstmal}

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

0 offene Bauweise
E nur Einzelhduser zulassig
<—I—> Hauptfirstrichtung
E—— Baugrenze
SD Satteldach / Kriippelwalmdach

Vv
Vv
Vv
Yav,
v,

\

Griiner Weg

Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Strallenverkehrsflache

StralRenbegrenzungslinie

Verkehrflachen besonderer Zweckbestimmung :

Verkehrsberuhigte Mischverkehrsflache

FuRweg

Flachen fiir Versorgungsanlagen, fiir die Abfallentsorgung und Abwasserbe-
seitigung sowie fiir Ablagerungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)

Flachen firr Versorgungsanlagen

O Trafo

Hauptversorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

—_— Hauptversorgungsleitung Gas HD DN 200, unterirdisch

Grunflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grinflachen

Spielplatz, 6ffentlich

v Hausgarten, privat

ar
-
-

Schutzgrin, privat

M RY N\

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fiir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

g © 000 Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern
o o009 und sonstigen Bepflanzungen

: ®oe0 Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fur Bepflanzungen und fiir

eeece e die Erhaltung von Badumen, Strauchern und sonstigen Bepfanzungen

Sonstige Planzeichen

mit Leitungsrechten zugunsten der Versorgungsbetriebe zu
belastende Flachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Umgrenzung der Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind -
Sichtdreiecke (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches der 2. Anderung des
Bebauungsplanes Nr. 10 (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
Nr. 10 in der Fassung der 1. Anderung (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung (§ 16 Abs. 5 BauNVO)

2. Nachrichtliche Ubernahmen

[(Bd)]

Bodendenkmale (§ 9 Abs. 6 BauGB)

482
44

o

—

3. Darstellungen ohne Normcharakter

%
//

I

vorhandene bauliche Anlagen, aus Flurkarte

vorhandene bauliche Anlagen, aus Luftbild

vorhandene bauliche Anlagen, aus Lageplanen

vorhandene Flurstiicksgrenzen

Flurstiicksnummern

Hausnummer

Praambel

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23.9.2004 (BGBI. | S. 2414) einschlieRlich aller rechtskraftigen Anderun-
gen sowie des § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommem (LBau©O M-V)
in der Fassung vom 18.04.2008 (GVOBI. M-V S. 102) einschlieRlich aller rechtskraf-
tigen Anderungen wird nach Beschlussfassung der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn
vom folgende Satzung tber die 2. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 10 fur das Wohngebiet "Holmblick", nérdlich des Griinen Weges in Kihlungsborn,
bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie folgende Sat-
zung Uber die értlichen Bauvorschriften, erlassen:

Teil B —Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. Januar 1990 (BGBI. | S. 133), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548).

1. Inhalt des Bebauungsplanes (§ 9 BauGB)

Gegenstand der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 ist die Aufnahme von
bestandssichernden Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sowie von zu-
sétzlichen Festsetzungen zu Nebenanlagen und értlichen Bauvorschriften.
Ausgenommen von den nachfolgenden Festsetzungen gelten alle tibrigen Fest-
setzungen und Hinweise des rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 10 in der
Fassung der 1. Anderung sowie der Satzung tiber die értlichen Bauvorschriften
uneingeschrankt weiterhin fort.

2. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 10, §§ 3 u. 4

BauNVO)

Bestandssichernd wird festgesetzt, dass auf den Flurstiicken 472/14, 472/28,
472/29, 472/35, 472/37, 472/55, 472/58, 476/20 der Flur 2, Gemarkung Kih-
lungsborn (Holmblick Nr. 16, 26, 36, 41, 50, 52, 55, 64) sowie den Flurstiicken
477128, 477141, 477/57, 477162 der Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn (Gromitzer
Ring Nr. 8, 12, 17, 22) neben einer Dauerwohnung jeweils eine Ferienwohnung
mit maximal 4 Gastebetten allgemein zuldssig ist.

3. Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 14 u. 15 BauNVO)

Gemal § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO wird die Errichtung von Kleinwindkraftanla-
gen und freistehenden Antennenmasten im gesamten Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes ausgeschlossen.

Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB, § 86 LBauO M-V)

1.
2.

3

Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehalter ist nicht zulassig.
Luftwdrmepumpen missen unabhdngig von der immissionsschutzrechtlichen
Genehmigung zur Nachbargrenze einen Abstand von mind. 3 m einhalten.
Dauerstellplatze von Mdllbehaltern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Be-
pflanzung, mit einer begriinten Umkleidung oder mit Rankgittern zu versehen.
Sichtschutzanlagen sind mit Rankpflanzen zu begriinen.

Werbeanlagen mit Leuchtfarben, wechselndem oder sich bewegendem Licht
sind unzulassig. Werbeanlagen sind in den Wohngebieten nur an der Statte der
Leistung bis zu einer Gré2e von 1,0 m? im Bereich des Erdgeschosses zuldssig.
Es wird auf § 84 der LBauO M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt, wer
vorsatzlich oder fahrlassig dieser nach § 86 LBauO M-V erlassenen Satzung
Uber die ortlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann
mit einer GeldbulRe bis zu 100.000 € geahndet werden.

Hinweise

Der dargestellte Geb&udebestand ist teilweise nicht Bestandteil der o.g. Flurkarte,
sondern wurde ergédnzend auf der Grundlage von Bauantrédgen und Luftbildern erho-
ben. Abweichungen vom tatséchlichen Bestand sind daher méglich.

In den Reinen und Allgemeinen Wohngebieten ist die Errichtung von zuséatzlichen
Ferienhdusern und Ferienwohnungen oder der Umbau bzw. die Umnutzung vorhan-
dener Geb&ude bzw. Wohnungen zu Ferienhdusern bzw. Ferienwohnungen oder die
Aufnahme einer Vermietung von Ferienzimmern unzul&ssig.

Plangrundlagen:

Flurkarte Kihlungsborn 27.06.2013, Kataster- und Vermessungsamt Bad Doberan;
B-Plan Nr. 10 in der Fassung der 1. Anderung, APM — Architektur- und Planungsbiiro
Dr. Mohr, Elmenhorst/Lichtenhagen, 13.04.2008; Topographische Karte im Malstab
1:10000 und Luftbilder, Landesamt fir innere Verwaltung M-V / GeoBasis DE/M-V
2015; Unterlagen des Bauamtes Kilhlungsborn, eigene Erhebungen
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Verfahrensvermerke

Der Aufstellungsbeschluss der Stadtvertreterversammlung Uber die 2.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 wurde am 24.04.2014 gefasst. Die
ortsiibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist am 15.05.2014
durch Verbdffentlichung im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der Stadt
Ostseebad Kuhlungsborn erfolgt.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den

(Siegel) Der Birgermeister

Die Stadtvertreterversammlung hat am 16.04.2015 den Entwurf der 2. Ande-
rung des Bebauungsplanes Nr. 10 mit Begriindung sowie den Entwurf der ortli-
chen Bauvorschriften gebilligt und zur offentlichen Auslegung bestimmt.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den

(Siegel) Der Biurgermeister

Die fiur Raumordnung und Landesplanung zusténdige Stelle ist gemaR § 17
Landesplanungsgesetz (LPIG) mit Schreiben vom 30.04.2015 beteiligt worden.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den

(Siegel) Der Birgermeister

Der Entwurf der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), die Begriindung dazu sowie der
Entwurf der ortlichen Bauvorschriften haben nach § 13a Abs. 2 Nr. 1i.V.m. § 3
Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 04.05.2015 bis zum 05.06.2015 wéhrend der
Dienstzeiten in der Stadtverwaltung Ostseebad Kihlungsborn offentlich
ausgelegen. Die offentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass im
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB von einer Umweltprifung
abgesehen wird und dass Anregungen wéahrend der Auslegungsfrist von
jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kénnen, am
23.04.2015 durch Verdffentlichung im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der
Stadt Ostseebad Kiihlungsborn bekannt gemacht worden.

Die von der Planung berihrten Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange sind gemaR § 13a Abs. 2 Nr. 1iV.m. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben
vom 30.04.2015 zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert und tber die
offentliche Auslegung unterrichtet worden.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den

(Siegel) Der Biurgermeister

Der katastermdRige Bestand innerhalb des Geltungsbereiches der Anderung
A oonvens mummns o wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der
lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Priifung
nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im MafRstab 1: ..........
vorliegt. Regressanspriiche kdnnen nicht abgeleitet werden.

(Siegel) Offentlich best. Vermesser

Die Stadtvertreterversammlung hat die Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie
die Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Tréger offentlicher Belange
am geprift. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den

(Siegel) Der Birgermeister

Die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10, besteshend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde am von der
Stadtvertreterversammlung als Satzung beschlossen. Die Begrindung zur 2.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 wurde gebilligt.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den

(Siegel) Der Birgermeister

Die Satzung tber die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den

(Siegel) Der Birgermeister

Der Satzungsbeschluss und die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wahrend der
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und dber den Inhalt
Auskunft zu erhalten ist, sind am im Amtlichen Bekanntmachungsblatt
der Stadt Ostseebad Kuhlungsborn bekannt gemacht worden. In der
Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriten und von Méangeln der Abwé&gung sowie auf die
Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf Falligkeit und Erléschen von
Entschadigungsanspriichen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist
mit Ablauf des in Kraft getreten.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den

(Siegel) Der Birgermeister
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Begriindung zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn
Wohngebiet "Holmblick"

1. Planungsanlass und Planungsziele, aktuelle Rechtsprechung zur
Vereinbarkeit von Ferienwohnungen in Wohngebieten

Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kihlungsborn hat am
24.04.2014 die Aufstellung der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 im
beschleunigten Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.

Mit der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 soll die Vereinbarkeit von Ferien-
wohnungen im Bestand mit Dauerwohnungen rechtlich verbindlich und abschlieBend
geregelt werden. Zur Umsetzung dieses Planungsziels wurde ebenfalls am
24.04.2014 eine Veranderungssperre erlassen.

Im Rahmen der 2. Anderung ist auBerdem vorgesehen, ergidnzende Vorschriften zu
Nebenanlagen und o6rtlichen Bauvorschriften aufzunehmen, die in der Stadt
inzwischen einen allgemeingultigen Charakter haben. Damit soll das Ortsbild des
Fremdenverkehrsortes vor Beeintrachtigungen geschitzt werden.

Der Plangeltungsbereich ist in der Ursprungsplanung insgesamt in 12 Wohnbaufel-
der aufgeteilt. Von den 12 Baufeldern sind finf als reine Wohngebiete und sieben als
allgemeine Wohngebiete festgesetzt. Im Hinblick auf die ausnahmsweise zulassigen
Arten der Nutzung nach § 3 Abs. 3 bzw. § 4 Abs. 3 Baunutzungsverordnung
(BauNVO) wurden im Rahmen der 1. Anderung zum Bebauungsplan in reinen
Wohngebieten Laden und nicht stérende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des
taglichen Bedarfs fur die Bewohner des Gebietes dienen und Anlagen fir soziale
Zwecke sowie den Bedlrfnissen der Bewohner des Gebiets dienende Anlagen fir
kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke ausnahmsweise zuge-
lassen. In den allgemeinen Wohngebieten sind Wohngebaude, die der Versorgung
des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht stéren-
de Handwerksbetriebe, Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche
und sportliche Zwecke allgemein sowie sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe als
ausnahmsweise zuldssig bestimmt worden.

Ferienwohnungen oder Ferienhduser wurden nicht ausgeschlossen, sind nach den
Festsetzungen des Bebauungsplanes aber auch nicht ausdrlcklich als zulassig be-
stimmt worden. Die in der bestehenden Planung vorgesehene Zulassung von Einzel-
hausern mit einer Wohnung sowie Einzelhausern mit einer Wohnung und einer zu-
lassigen Einliegerwohnung sollte aus Sicht der Stadt allerdings die untergeordnete
Nutzung zu Ferienwohnzwecken nicht ausschlieBen. Im Rahmen der Errichtung der
Wohngebaude sowie der Nutzungsaufnahmen im Gebiet des Bebauungsplanes wur-
den in der Vergangenheit vereinzelt Ferienwohnnutzungen aufgenommen. Bauge-
nehmigungen liegen fur diese Nutzungen jeweils nicht vor.

Durch die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts (OVG) Mecklenburg-
Vorpommern vom 28.12.2007 (3 M 190/07), insoweit bestatigt durch Urteil vom
19.02.2014 (3 L 212/12), hat sich eine Verwaltungspraxis der Bauaufsichtsbehdrde
dahingehend entwickelt, dass ein Gebaude mit Ferienwohnungen grundsétzlich nicht
als Wohngebaude im Sinne des Bauplanungsrechtes nach §§ 3, 4 BauNVO angese-
hen wird. Derartige Gebaude mit Ferienwohnungen sind danach in reinen oder all-
gemeinen Wohngebieten nicht allgemein zulédssig. Aufgrund dieser Rechtsprechung
wurden in den Folgejahren entweder auf entsprechende Anzeige Dritter oder von
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Amts wegen Verwaltungsverfahren mit dem Ziel der Untersagung der weiteren Feri-
enwohnnutzung eingeleitet. Im Ergebnis muss daher - bezogen auf den derzeitigen
Stand der Rechtsprechung des OVG Mecklenburg-Vorpommern - davon ausgegan-
gen werden, dass auf der Grundlage der bestehenden Planung die Nutzung von Fe-
rienwohnungen im Gebiet des Bebauungsplans Nr. 10 unzulassig ist.

Es besteht allerdings seitens der Stadt - aus den im Folgenden genannten Griinden -
ein stadtebauliches Interesse daran, den bisherigen Bestand an Ferienwohnungen
im Wesentlichen aufrechtzuerhalten, selbst wenn ein baurechtlicher Bestandsschutz
fir die Ferienwohnnutzung derzeit im Rechtssinne nicht besteht. Dabei soll auch be-
ricksichtigt werden, dass gerade die tatsachlich ausgetbten Ferienwohnnutzungen
Uber lange Jahre beanstandungsfrei geblieben waren. Bis zu der bereits zitierten
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts aus dem Jahre 2007 wurde jedenfalls
die Zulassigkeit der Ferienwohnnutzung auch durch die Bauaufsichtsbehérden nicht
in Frage gestellt. Dieselbe Ansicht wurde neben der Stadt auch vom Landkreis bzw.
von den Bauaufsichts- und Genehmigungsbehdérden bis 2011 vertreten.

Im Beteiligungsverfahren zum Entwurf auBerst sich der Landkreis Rostock in der
Stellungnahme vom 02.06.2015, wonach fir vorhandene Ferienwohnungen, ,gleich
ob sie rechtmaBig errichtet oder genehmigt wurden oder nicht, Festsetzungen getrof-
fen werden kénnen, um diese nachtraglich auf planungsrechtliche Grundlagen zu
stellen.”

Die Stadt Ostseebad Kihlungsborn hat im Rahmen der Erarbeitung des Planent-
wurfs der 2. Anderung eine sehr umfangreiche und ausfihrliche Bestandsaufnahme
im Gebiet des Bebauungsplanes Nr. 10 durchgefiihrt. Dazu wurden alle Eigentiimer
schriftlich befragt, Bauantragsunterlagen ausgewertet, Begehungen und Internet-
Recherchen durchgefihrt usw. Letztlich wurde eine SchllUssigkeitsprifung bezlgl.
der getatigten Angaben, der Bauantragsunterlagen und der sonstigen Bestandser-
fassung durchgefiihrt. Im Ergebnis hat sich dabei ergeben, dass bei den ca. 100
Einfamilienhausgrundstiicken insgesamt elf Ferienwohnnutzungen in Teilflachen der
Gebaude anzutreffen sind. Die Ferienwohnnutzungen finden sich in verschiedenen
Bereichen des Bebauungsplangebietes. Im Rahmen der Entwurfsbeteiligung zur 2.
Anderung und durch die weitere Klarung der Sachlage hat sich ergeben, dass eine
weitere Ferienwohnung vorhanden und aufzunehmen ist.

Die Stadt vertritt die Auffassung, dass die vorhandenen zwdlf Ferienwohnungen un-
tergeordnet im Wohngebiet "Holmblick" mit ca. 100 Einfamilienhausgrundstiicken
gebietsvertraglich sind. Bei den betroffenen Gebauden handelt es sich um Wohnge-
baude, da die Ferienwohnnutzung sich lediglich auf Teilflachen der Wohngebaude
erstreckt. Der Bestand der vorhandenen Ferienwohnungen soll daher nach § 1 Abs.
10 BauNVO in den Reinen und Allgemeinen Wohngebieten gesichert werden.

Eine derartige Nutzung ist zulassig, solange der vorherrschende Gebietscharakter
des Wohnens sich nicht zu einer anderen, dominierenden Nutzung hin verandert.
Dies gilt beziglich der Ferienwohnungen naturlich insbesondere in Fremdenver-
kehrsorten wie Kihlungsborn, die seit tGber 100 Jahren durch den Fremdenverkehr
gepragt sind.

Abgesehen von den bestandsgesicherten Ferienwohnnutzungen, die alle jeweils als
Einzelwohnung in Wohngebauden vorhanden sind und entsprechend festgesetzt
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werden, sind reine Ferienhduser im Wohngebiet "Holmblick" ausgeschlossen. Dies
bestatigt die 0.g. Rechtsprechung. Ein ,Kippen“ des Gebietscharakters hin zu einem
Ferienhausgebiet nach § 10 BauNVO ist also ausgeschlossen. Die vorhandenen
Festsetzungen des B-Plans zur Bauweise waren auf das Entstehen einer
Einfamilienhaussiedlung ausgerichtet. Diese Zielstellung wurde erflllt, die gesamte
Gestaltung des Baugebietes hat einen Wohngebietscharakter entstehen lassen, der
mit seinen individuell gestalteten, eingeschossigen Wohnhausern mit geneigten Zie-
geldachern durch einige wenige Ferienwohnungen nicht beeintrachtigt wird.

Die Erfahrungen der Stadt zeigen, dass sich Ferienwohnungen, die in einem Gebau-
de in Kombination mit einer Dauerwohnung untergebracht sind, was in Kihlungsborn
historisch bedingt und auch im Holmblick sehr verbreitet ist, in Wohngebieten nicht
stérend auswirken. Eine soziale Kontrolle der Feriengaste ist durch den Hauseigen-
timer bzw. Mieter oder Nutzungsberechtigten gesichert und ruhestérendes, aus-
uferndes Verhalten von Feriengasten wird vermieden. Der Immissionsschutz far die
benachbarten Wohnungen, der u.a. Hintergrund von Beschwerden ist, wird also
i.d.R. gewahrleistet bzw. muss bei VerstéBen ordnungsrechtlich geahndet, nicht je-
doch planungsrechtlich gelést werden. Dies trifft auf Ferienwohnungen genauso zu
wie auf Dauerwohnungen. Auch dauerwohnende Nachbarn kénnen ruhestérenden
Larm verursachen oder sich in anderer Art nicht angemessen verhalten.

Die erganzende Nutzung far Ferienwohnungen ist in Einfamilienhausern in Kih-
lungsborn der Regelfall und auch so gewilinscht. Allerdings l&sst sich ein konkretes
GroBenverhaltnis bauleitplanerisch nicht festsetzen, ebensowenig die Dauervermie-
tung einer Wohnung. Aus Sicht der Stadt kommt eine gebietsvertragliche Ferien-
wohnnutzung nur in den Fallen in Betracht, in denen durch die soziale Kontrolle des
Nutzers der Dauerwohnung das typische Stérpotenzial einer Ferienwohnung fir die
Nachbarschaft erheblich verringert wird.

Die Stadt Ostseebad Kihlungsborn ist laut Regionalem Raumentwicklungsprogramm
Mittleres Mecklenburg/Rostock (RREP) als Grundzentrum ausgewiesen und besitzt
eine hervorgehobene touristische Bedeutung und neben der Funktion fur die Versor-
gung des Umlandes auch eine zentrale Funktion hinsichtlich der Wohnungsentwick-
lung. Im Vergleich zum landlichen Raum verfagt der kistennahe Raum Uber eine
héhere Bevdlkerungsdichte und eine geringere Abwanderungsquote. Die Touris-
muswirtschaft verzeichnet anhaltende Wachstumsraten. Dies fuhrt dazu, dass Kih-
lungsborn als Standort fir Wohnen und Beherbergung stark nachgefragt ist. Die wei-
tere Entwicklung der Siedlungsflachen soll sich laut RREP auf die zentralen Orte
konzentrieren. Dadurch wird die vorhandene Infrastruktur besser ausgelastet und
eine Zersiedlung des landlichen Raumes vermieden.

Die touristische und Naherholungsnutzung spielt in Kihlungsborn die zentrale wirt-
schaftliche Rolle. Die Ferienwohnungen geben der ortsansassigen Bevolkerung die
Mdglichkeit, eine angemessene finanzielle Teilhabe an den Einkommensmadglichkei-
ten im Tourismus zu erzielen. Der Ausbau der Beherbergungskapazitaten, auch im
privaten Bereich, wurde seit der Wende im Fremdenverkehrsschwerpunktraum |t
RREP stets propagiert. Sie sollen daher im vorliegenden Bestand als untergeordne-
te, gewerbliche, gewinnorientierte Nebennutzung ausdrticklich zugelassen werden.
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Gegen die weitere Neuzulassung von Ferienwohnungen, die in Kihlungsborn seit
Mitte der 2000er Jahre méglichst verhindert wird, spricht allerdings das Anwachsen
der Bettenzahlen insgesamt in Kiihlungsborn. In dem von der Stadt beschlossenen
Kurortentwicklungskonzept von 1998 (Reppel+Partner, Berlin) wurden 7630 Betten
fir 1997 gezahlt. Dabei wurde von einem Ausbau dieser Kapazitaten ausgegangen:
,In den kommenden Jahren ist eine deutliche Ausweitung der Bettenkapazitaten ge-
plant“ (S. 27), ,Die Betten- und Fremdenverkehrsintensitat in Kihlungsborn ist im
Vergleich zu den Ubrigen Seebadern und Seeheilbadern niedrig® (S. 76), die ,Anlage
von Ferienwohnungen schwerpunktmaBig in Ortsrandbereichen bzw. in strandferne-
ren Stadtregionen® wird als ,wichtiger Baustein flr die kurértliche/touristische Ent-
wicklung® (S. 109) im ,Entwicklungsprogramm® fir Kiihlungsborn definiert!

Im Kurortentwicklungskonzept wurde von einer max. vertraglichen Zahl von 12000
Betten in Kihlungsborn als Soll-Zustand ausgegangen. Die Uberschreitung dieser
Zahl wurde allerdings bereits Mitte der 2000er Jahre deutlich.

In der ,Weiterentwicklung einer Tourismuskonzeption fiir die Stadt Ostseebad Kiih-
lungsborn“ (GLC AG, Hamburg, Beschluss der Stadt vom 19.5.2011) wurden bereits
15500 Betten ermittelt. Die Anzahl der Betten insgesamt hat damit in Kihlungsborn
ein Mal3 erreicht, das die Grenze einer vertraglichen, nachhaltigen Stadtentwicklung
zu Uberschreiten droht. Eine mdgliche Erweiterung wird im neuen Konzept nur noch
im gewerblichen Qualitdtssegment (v.a. Hotels) auf ein absolutes Limit von 16500
Betten gesehen. Dabei steht das ,...qualitativ hochwertige Urlaubsversprechen an
erster Stelle; ausdriicklich vor einer quantitativen Ausweitung. Kihlungsborn will eine
quantitative Ausdehnung der Ubernachtungszahlen Uber den Punkt hinaus, wo ins-
besondere in der Hochsaison deutliche (Verkehrs-) Infrastrukturinvestitionen not-
wendig waren, unbedingt verhindern.” (Tourismuspolitische Leitlinie S. 255).

Die stark gestiegenen Bettenzahlen flhrten also zu einer veranderten Ausgangslage
fir Kihlungsborn.

Eine zu hohe Anzahl von Ferienwohnungen und Beherbergungsbetrieben fihrt letzt-
lich zu negativen wirtschaftlichen und stadtebaulichen Effekten. Diese reichen von
sinkender Auslastung bestehender Betriebe Uber eine zu hohe Verkehrsbelastung in
den Sommermonaten bis hin zu Uberflllten Stranden. Damit verbundene negative
Auswirkungen auf das Image Kihlungsborns als Urlaubsort schadigen die Wirtschaft
nachhaltig.

Zu groBe und unangemessene Ferienwohnungseinheiten oder Beherbergungsbe-
triebe in Wohngebieten kénnen, im Gegensatz zu den o.g. Einzelwohnungen, zu St6-
rungen der Nachbarschaft fihren.

Eine zu hohe Anzahl von Ferienwohnungen bzw. die Umwandlung von Wohnhau-
sern zu Ferienwohnungen oder Zweitwohnungen fihrte auBerdem zu einer Verdran-
gung und Verknappung von (gunstigem) Wohnraum flir die einheimische Bevdlke-
rung, so dass sich z.B. Angestellte in der Gastronomie und Hotellerie oftmals keine
Wohnungen mehr in Kihlungsborn leisten konnten. Dadurch wird das Problem ver-
scharft, Arbeitskrafte fir Betriebe in Kihlungsborn zu finden.

Mit dem Anwachsen von ,Rollladensiedlungen®, also Stadtgebieten, in den ein gro-
Ber Teil der Wohnungen Uber gréBere Zeitrdume nicht genutzt wird und die Hauser
bzw. Wohnungen durch herunter gelassene Rollladen gekennzeichnet sind, sind wei-
tere nachteilige stadtebauliche Auswirkungen verbunden. Diese reichen von einer
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Schadigung des Ortsbildes bis hin zu einer Nicht-Auslastung der Infrastruktur, die
von der Stadt fur Dauernutzungen vorgehalten wird.

Dieser Entwicklung hat die Stadt mit dem Stopp des weiteren Ferienwohnungsbaus
und der Begrenzung weiterer Beherbergungsbetriebe per Bauleitplanung Einhalt ge-
boten. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB sind ,die Ergebnisse eines von der Stadt be-
schlossenen stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes ... bei der Aufstellung der Bau-
leitplane insbesondere zu berlcksichtigen®. Die o0.g. Konzepte bilden also eine
Grundlage fir den Wandel in der Bauleitplanung hinsichtlich der Fremdenbetten.

In den neueren B-Pléanen seit Mitte der 2000er Jahre wurde bereits klarstellend auf-
genommen, dass keine Neuerrichtung von Ferienhdusern oder —-wohnungen oder die
Umnutzung von Dauerwohnungen zu Ferienwohnungen mehr zuldssig ist. Mit dem
weitgehenden Ausschluss von neuen Beherbergungseinrichtungen oder Ferienwoh-
nungen hat die Stadt seitdem das weitere, starke Anwachsen der Zahl von Frem-
denbetten erfolgreich begrenzt. Vor allen Dingen hat sich diese Zielstellung und der
Weg von der Quantitdt zu mehr Qualitat bei Einwohnern, Bauwilligen und Gasten
manifestiert. Mit dem zusatzlichen Infrastrukturausbau ist es der Stadt gelungen, die
Gaste- und Ubernachtungszahlen sowie die Verweildauer bei nur noch gering ge-
stiegenen Bettenzahlen zu steigern.

Der tatsachlich etablierte Altbestand an Ferienwohnungen soll jedoch aus den oben
dargelegten Grinden zu den damaligen Zielstellungen Kihlungsborns gesichert
werden. Dieser Bestand war gewollt und geférdert und tragt zur Sicherung der wirt-
schaftlichen Entwicklung der Stadt und zur Generierung von Einkommen aus dem
Fremdenverkehr bei. Von diesem Altbestand gingen i.d.R. keine Stérungen der
Nachbarschaft aus, da man an dieses traditionelle Nebeneinander gewdhnt war. Erst
durch eine unangemessene, Uberzogene Ferienwohnungsnutzung oder den Bau rei-
ner Ferienhduser ohne Dauerwohnnutzung in Wohngebieten und dementsprechend
angelaufene Klageverfahren sowie aufgrund der o.g. Rechtsprechung wurde das
Nebeneinander von Ferienwohnungen und Dauerwohnungen generell kritisch be-
trachtet.

Mit dem Erreichen einer Obergrenze an Géastebetten hat sich - wie bereits erwahnt -
die Ausgangslage fir Kihlungsborn geandert. Um stadtebaulichen und wirtschaftli-
chen Schaden abzuwenden, ist das weitere Anwachsen von Gastebetten so weit wie
mdglich zu unterbinden.

Daher liegen besondere stadtebauliche Grinde fir die Stadt Ostseebad Kihlungs-
born vor, den vorhandenen Bestand an Ferienwohnungen im Wohngebiet Holmblick
rechtlich abzusichern, jedoch keine neuen Ferienwohnungen, -hauser oder -zimmer
zuzulassen.

Der Gleichbehandlungsgrundsatz wird mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 nicht
verletzt, denn jede Bebauungsplanung fihrt zu einer Verdnderung der bisherigen
Zulassigkeiten, so wie jede neue Gesetzgebung die bisherigen Verhaltnisse veran-
dert. Die Bebauungsplanung ist, ebenso wie die Landes- oder Bundesgesetzgebung,
eine hoheitliche Planung, die von einem demokratisch gewahlten Gremium mehrheit-
lich beschlossen wird. Der Gleichbehandlungsgrundsatz wirde nur verletzt werden,
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wenn auf der Basis derselben Rechtsgrundlage unterschiedliche Entscheidungen
getroffen wirden. Dieser Fall liegt aber hier nicht vor.

Das Planungserfordernis zur 2. Anderung des B-Planes Nr. 10 ergibt sich aus den
0.g. Griinden. Der Erhalt der vorhandenen Ferienwohnungen war und ist gemans § 1
Abs. 3 Satz 1 BauGB fur die stadtebauliche Entwicklung Kihlungsborns erforderlich.
Die besonderen stadtebaulichen Griinde, basierend u.a. auf den Tourismuskonzepti-
onen, wurden ausflhrlich erlautert. Allerdings ist die stadtebauliche Begriindung un-
abhangig von der exakten Verortung einzelner Ferienwohnungen zu sehen. Nicht
das Verteilungsmuster spielt hier die ausschlaggebende Rolle, sondern die Gesamt-
zahl der Ferienunterklinfte, die in einem gewissen Zeitraum in Kihlungsborn ge-
schaffen worden sind.

2. Gebietsabgrenzung

Das Wohngebiet "Holmblick" befindet sich im Stden von Kihlungsborn, nérdlich
des Griinen Weges und westlich der StraBe Zur Asbeck. Der Geltungsbereich der
2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 umfasst alle privaten Grundsticksfla-
chen innerhalb des Plangebietes des Bebauungsplanes Nr. 10 in der Fassung der
1. Anderung einschlieBlich der ErschlieBung und innenliegender Grinflachen. Die
sonstigen 6&ffentlichen Grin- und Verkehrsflachen sind von den Anderungsinhalten
nicht betroffen und bleiben daher von der Anderung unberihrt. Die GréBe des Gel-
tungsbereiches betragt insgesamt etwa 8,0 ha.

3. Bisherige Planungen, Planungsrecht, Plangrundlagen

Die Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 10 wurde im Sept. 2003 durch Veréftentli-
chung rechtswirksam. Sie hat seitdem eine Anderung erfahren, die im April 2006
rechtskraftig wurde.

Planungsrechtliche Grundlagen fir die Erarbeitung der Satzung sind:

- das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetztes
vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548),

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 23.1.1990 (BGBI. | S. 133), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetztes
vom 11. Juni 2013 (BGBI. | S. 1548),

- die Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18.12.1990, geandert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI. | S 1509),

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 18.4.2006 (GVOBI. M-V S. 102) einschlieBlich aller
rechtswirksamen Anderungen

sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gultigen

Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien.

Die Planung ist gemaBi § 8 Abs. 2 BauGB aus dem wirksamen Flachennutzungsplan

der Stadt entwickelt.
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Das Planverfahren wird nach § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren als ,andere
MaBnahme der Innenentwicklung® ohne Umweltbericht durchgefiihrt. Es handelt sich
hier um eine Uberplanung des vorhandenen Bestandes. Es werden keine neuen
oder zusatzlichen BaumaBnahmen zugelassen, der B-Plan Nr. 10 ist weitestgehend
realisiert. Trotzdem schreibt der § 13a BauGB vor, dass die Anwendung nur statthaft
ist, wenn weniger als 20000 m? Grundflache i.S.d. § 19 Abs. 2 BauNVO zugelassen
werden bzw. eine Vorprifung des Einzelfalls notwendig ist bei einer zuldssigen
Grundflache von 20000 bis 70000 m2. Der B-Plan Nr. 10 l&sst gemafl Flachenbilanz
in der Ursprungs-Begriindung bei der festgesetzten GRZ von 0,3 oder 0,4 eine
Grundflache von 20537 m2 zu, allerdings einschlieBlich der Flachen flr Garagen,
Stellplatze und Nebenanlagen, fir die ansonsten eine 50 %-ige Uberschreitung nach
§ 19 Abs. 4 BauNVO zulassig ist, die nicht mit in die 0.g. 20000 m? einzurechnen wa-
re. Trotzdem wurde aufgrund der geringfiigigen Uberschreitung des Grenzwertes im
Vorfeld des Aufstellungsbeschlusses eine Vorprifung des Einzelfalls gemai § 13a
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 nach Anlage 2 zum BauGB durchgeftihrt (s. Anlage), um die Ver-
fahrensdurchfiihrung nach § 13a BauGB zu prifen. Eine Beeintrachtigung von Um-
weltbelangen erfolgt demnach durch die Anderung nicht, so dass keine Umweltpri-
fung erforderlich ist und das Verfahren nach § 13a durchgefihrt werden kann. Dieses
Verfahren wurde mit dem Landkreis Rostock abgestimmit.

Als Plangrundlagen wurden die Flurkarte im MafBstab 1:2000, Kataster- und Vermes-
sungsamt Bad Doberan, Stand 27.06.2013; die Topographische Karte im MaBstab
1:10000 und Luftbilder, Landesamt fir innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern,
Schwerin/GeoBasis-DE M-V 2015; der rechtskraftige Bebauungsplan Nr. 10 in der
Fassung der 1. Anderung (APM — Architektur- und Planungsbiro Dr. Mohr,
Elmenhorst/Lichtenhagen) sowie Erhebungen und Unterlagen der Stadt Ostseebad
Kdhlungsborn verwendet.

4, Ausgangslage im Wohngebiet "Holmblick" und Inhalte der Anderung

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 10 ist nahezu vollstandig bebaut. Errichtet
wurden Einfamilienhauser und einige Doppelhduser in eingeschossiger Bauweise mit
geneigten Ziegeldachern. Die Gebaude und Grundstliicke wurden individuell gestal-
tet, die ErschlieBung ist auf die Anspriiche der dauerhaften Nutzung eines Wohnge-
bietes ausgerichtet. Daher weist das Gebiet ,Holmblick eindeutig einen Wohnge-
bietscharakter auf.

Durch eine umfangreiche Bestandsaufnahme durch die Stadt Ostseebad Kihlungs-
born, die in Form von Ortsbegehungen, die Auswertung von Bauunterlagen, Internet-
Angeboten und die schriftliche Befragung aller Anwohner erfolgte, sowie eine an-
schlieBende Schlissigkeitsprifung wurde eine sehr intensive Erfassung der vorhan-
denen Nutzungen gewahrleistet. Insgesamt wurden elf Wohngebaude in dem Gebiet
angegeben bzw. ermittelt, in denen jeweils eine Ferienwohnungen neben einer Dau-
erwohnung vorhanden ist. Im Rahmen der Beteiligung der Behdrden und der Offent-
lichkeit zur 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 und durch die weitere Klirung der Sach-
lage hat sich ergeben, dass eine weitere Ferienwohnung vorhanden und aufzuneh-
men ist. Hier war die Nutzung aufgrund eines ordnungsbehérdlichen Verfahrens vo-
ribergehend ausgesetzt worden. Bezlglich der Definition des Bestandes kann hier
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die Annahme der Baugenehmigungsverfahren herangezogen werden: wenn eine
Nutzung langer als 3 Jahre nicht ausgefiihrt wird, kann man davon ausgehen, dass
die endgultige Nutzungsaufgabe erfolgte. Hier ist jedoch aufgrund des kiirzeren Zeit-
raumes und der weiteren Klarung der Sachlage nicht von einer Nutzugsaufgabe aus-
zugehen.

Unter Berlcksichtigung der momentanen Rechtslage haben auch andere Ferien-
wohnungsvermieter im ,Holmblick® aufgrund der Anhérungen und der angedrohten
Nutzungsuntersagungen und Zwangsgelder die Vermietung vorribergehend freiwillig
eingeschrankt bzw. ruhen lassen. Dies bedeutet aber nicht, dass die Ferienwoh-
nungsvermietung endgultig eingestellt wurde. Die voribergehende Stilllegung erfolg-
te vielmehr aufgrund der bewussten Unterstlitzung der Vermieter fir den Einsatz
zum Erhalt der vorhandenen Ferienwohnungen bei einem gleichzeitigen Beitrag zur
Befriedung der Auseinandersetzungen im ,Holmblick®. AuBerdem sollten Zwangs-
und BuBgeldfestsetzungen sowie Streitigkeiten vor Gericht vermieden werden. Nach
der Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 und der damit verbundenen rechtlichen
Klarstellung sollen die Ferienwohnungen weiter vermietet werden.

Gegenstand der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 ist die Aufnahme von zu-
satzlichen Festsetzungen zur Bestandssicherung der vorhandenen und bisher ge-
winschten und tolerierten Ferienwohnungsnutzung.

Dem Aufstellungsbeschluss zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 waren
Grundsatzbeschlisse der Stadtvertretung im Jahr 2013 vorangegangen, in denen
festgelegt wurde, in welchen Wohngebieten Kihlungsborns welche grundsatzlichen
Regelungen zu Ferienwohnungen getroffen werden sollen.

Die Nutzung der vereinzelt vorhandenen Ferienwohnungen im Wohngebiet ,Holm-
blick“ soll auch weiterhin ermdglicht werden. Die bestandssichernden Regelungen
dazu werden aufgrund der jingeren Rechtsprechungen zur Vereinbarkeit von Feri-
enwohnungen und Dauerwohnungen klarstellend in den Bebauungsplan aufgenom-
men. Es ist ausdricklicher Wunsch der Stadt, den Fremdenverkehr im Gemeindege-
biet grundsatzlich zu férdern. Allerdings liegen auch die im Kap. 1 beschriebenen,
besonderen stadtebaulichen Grinde dafir vor, nicht noch weitere Ferienwohnungen
oder zusatzliche Beherbergungsbetriebe entstehen zu lassen. Letztere bleiben daher
nach wie vor unzulgssig.

Zur rechtsverbindlichen Sicherung des vorhandenen Bestandes wird festgesetzt,
dass auf den Flurstlicken 472/14, 472/28, 472/29, 472/35, 472/37, 472/55, 472/58,
476/20 der Flur 2, Gemarkung Kihlungsborn (Holmblick Nr. 16, 26, 36, 41, 50, 52,
55, 64) sowie den Flurstiicken 477/26, 477/41, 477/57, 477/62 der Flur 2, Gemar-
kung Kihlungsborn (Grémitzer Ring Nr. 8, 12, 17, 22) neben einer Dauerwohnung
jeweils eine Ferienwohnung mit maximal 4 Géastebetten allgemein zulassig ist. Eine
Beschrankung auf vier Gastebetten erfolgt, da diese Zahl eine typische Familiengré-
Be abbildet und deshalb kein lber eine Dauerwohnung hinausgehendes Stérpotenti-
al durch die Belegungszahl zu erwarten ist.

Mit der beabsichtigten erganzenden Nutzung far Ferienwohnungen geht auch einher,
dass z.B. gr6Bere Urlaubergruppen in anderen als in Wohnquartieren untergebracht
werden sollen. Entsprechend der o0.g. Ausfiihrungen ist eine Erweiterung der Betten-
zahlen seitens der Stadt nicht gewollt, es geht lediglich um eine Sicherung des vor-
handenen Bestandes. Die Beschrankung auf 4 Betten ist also Bestandteil der kon-
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kreten Nutzungsbeschreibung im Rahmen der Festsetzung nach § 1 Abs. 10
BauNVO (Satz 2: ,Im Bebauungsplan kénnen nahere Bestimmungen tber die Zulas-
sigkeit getroffen werden.").

Auch wenn das ,eigentimerbegleitete” Ferienwohnen der Regelzustand in Wohnge-
bieten in Kihlungsborn ist, I&sst sich nicht vermeiden oder bauleitplanerisch regeln,
dass eine Dauerwohnung auch dauervermietet wird (Sie ist dann jedoch immer noch
eine Dauerwohnung).

Die Gemeinde stellt dazu fest, dass die begrenzte Zahl von Ferienwohnungen in dem
Baugebiet Holmblick in den reinen und allgemeinen Wohngebieten gebietsvertraglich
moglich ist. Das Baugebiet Holmblick weist den Charakter einer Einfamilien-
haussiedlung auf. Die vorhandenen Ferienwohnungen beeintrachtigen diesen Cha-
rakter in keinster Weise, so dass eine Beeintrachtigung des Gebietscharakters nach
§ 3 oder § 4 BauNVO nicht gegeben ist.

AuBerhalb der bestandsgesicherten Ferienwohnungen ist aufgrund der o.g. Recht-
sprechungen in den Reinen und Allgemeinen Wohngebieten die Errichtung von zu-
satzlichen Ferienhdusern und Ferienwohnungen oder der Umbau bzw. die Umnut-
zung vorhandener Gebaude bzw. Wohnungen zu Ferienhdusern bzw. Ferienwoh-
nungen oder die Aufnahme einer Vermietung von Ferienzimmern unzuldssig.

Weitere Anderungen betreffen den Ausschluss stérender Nebenanlagen. Beziiglich
der Freihaltung des Ortsbildes vor stérenden Nebenanlagen wird gemaf § 14 Abs. 1
Satz 3 BauNVO die Errichtung von Kleinwindkraftanlagen und freistehenden Anten-
nenmasten im gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes ausgeschlossen.
Seit jlngerer Zeit sind Kleinwindkraftanlagen technisch ausgereift. Diese Anlagen
fihrten aber bereits haufig zu Nachbarschaftsstreitigkeiten aufgrund der mit dem Be-
trieb verbundenen Larmemissionen. Gro3e Antennenmasten von CB-Funkern flhren
zu einer ortsbildstérenden, technischen Uberformung und damit zur Beeintrachtigung
nachbarlicher Interessen. Kleinwindkraftanlagen oder Antennenmasten wéaren ohne
diesen Ausschluss gemalR Landesbauordnung MV bis zu einer H6he von 10 m oder
auf Hausdachern in den Baugebieten zulassig, sofern die allgemeinen Zulassigkeits-
voraussetzungen erfillt sind.

Obwohl die Stadt eine ressourcen- und klimaschonende Entwicklung unterstitzt, sind
Kleinwindkraftanlagen im Plangebiet als unvertraglich zu bezeichnen. Aufgrund des
allgemein in Kihlungsborn angestrebten, hochwertigen Charakters der Wohngebiete
soll ein mdglichst stérungsfreies Umfeld fur die Bewohner geschaffen werden. Die-
ses betrifft sowohl die zu beflirchtenden visuellen als auch die akustischen Beein-
trachtigungen durch solche Anlagen.

Die zusatzlichen Festsetzungen zu den &rtlichen Bauvorschriften geman § 9 Abs. 4
BauGB i.V.m. § 86 LBauO M-V dienen der angemessenen Gestaltung der AuBBenan-
lagen zum Schutz eines hochwertigen Ortsbildes. Die Aufstellung oberirdischer Gas-
oder Olbehalter ist nicht zulassig. Luftwarmepumpen muissen zur Nachbargrenze
einen Abstand von mind. 3 m einhalten. Dauerstellplatze von Mullbehéltern sind mit
einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung, mit einer begrinten Umkleidung oder
mit Rankgittern zu versehen. Sichtschutzanlagen sind mit Rankpflanzen zu begri-
nen. Werbeanlagen mit Leuchtfarben, wechselndem oder sich bewegendem Licht
sind unzuléssig. Werbeanlagen sind in den Wohngebieten nur an der Statte der Leis-
tung bis zu einer GréBe von 1,0 m? im Bereich des Erdgeschosses zulassig. Damit
sollen stérende Anlagen vermieden werden.
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Es wird auf § 84 der LBauO M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt, wer
vorsatzlich oder fahrlassig dieser nach § 86 LBauO M-V erlassenen Satzung Uber die
ortlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer
GeldbuBBe bis zu 100.000 € geahndet werden.

Alle Ubrigen Festsetzungen des rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 10 in der Fas-
sung der 1. Anderung sowie die sonstigen Bestimmungen der Satzung Gber die 6rtli-
chen Bauvorschriften gelten uneingeschrankt weiterhin fort. Auf die Beachtung und
Einhaltung dieser Festsetzungen wird ausdriicklich hingewiesen.
Auch alle im Bebauungsplan Nr. 10 und der 1. Anderung gegebenen Hinweise wer-
den durch die 2. Anderung nicht berthrt und gelten weiterhin fort.

5. Natur- und Artenschutz

Das Planverfahren wird nach § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren als ,andere
MaBnahme der Innenentwicklung“ ohne Umweltbericht durchgefihrt. Es handelt sich
hier um eine Uberplanung des vorhandenen Bestandes. Eine Eingriffs-/ Ausgleichs-
bilanzierung ist mit der Ursprungsplanung erfolgt, die AusgleichsmaBnahmen wurden
umgesetzt. )

Aufgrund der geringfligigen Uberschreitung des Grenzwertes von 20000 m2 (vgl.
Kap. 3) wurde eine Vorprifung des Einzelfalls gemal § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 nach
Anlage 2 zum BauGB durchgeflhrt (s. Anlage). Im Ergebnis wurde festgestellt, dass
keine Beeintrachtigung von Umweltbelangen durch die 2. Anderung erfolgt, so dass
keine Umweltprifung erforderlich ist.

Hinsichtlich des Artenschutzes ist ebenfalls anzumerken, dass es sich bei der vorlie-
genden Planung um eine Bestandslberplanung handelt. Eine Bebauung und dauer-
hafte Nutzung ist bereits vorhanden. Hinsichtlich der Festschreibung der vorhande-
nen Nutzungen ergeben sich keine Anhaltspunkte auf die Beeintrachtigung vorhan-
dener Biotopstrukturen oder streng geschutzter Arten, da es sich um bereits genutzte
Flachen handelt. Betroffenheiten nach dem Bundesartenschutzgesetz liegen daher
nicht vor.

6. Eigentumsverhaltnisse

Die von der Anderung betroffenen Grundstlicke befinden sich in unterschiedlichem
Privatbesitz. Offentliche StraBen, Wege und Griinflachen gehdren der Stadt.

7. Verkehrliche ErschlieBung sowie Ver- und Entsorgung

Die verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes ist durch die vorhandenen StraBen
und Wege gesichert. Die ErschlieBungsanlagen im Plangebiet sind vorhanden und
erfahren durch die Planung keine Veranderung oder Beeintrachtigung. Die geregelte
Ver- und Entsorgung ist durch die vorhandenen Anschlisse bzw. Anschlussméglich-
keiten gewahrleistet.
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8. Sonstiges

Der dargestellte Gebaudebestand ist teilweise nicht Bestandteil der o.g. Flurkarte,
sondern wurde erganzend auf der Grundlage von Bauantrdgen und Luftbildern erho-
ben. Abweichungen vom tatsachlichen Bestand sind daher mdéglich.

Stadt Ostseebad KUhlungsborn, den .......ccccccceeies. e
Karl, Bargermeister

Anlage: Vorprufung des Einzelfalls geman § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB
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Anlage

Vorprifung des Einzelfalls gemaB § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB

Da die 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 10 einen Plan umfasst, in dem geman
§ 13a Baugesetzbuch (BauGB) eine zulassige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2
Baunutzungsverordnung (BauNVO) von 20000 — 70000 m? (hier 20537 m?) Gberplant
wird, war gemaB § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB eine Vorpriifung des Einzelfalls
erforderlich, mit der zu klaren war, ob mit der 2. Anderung erhebliche Umweltauswir-
kungen verbunden sind. Nur wenn dies nicht der Fall ist, ist die Durchfiihrung als be-
schleunigtes Verfahren ohne Umweltbericht zulassig.

Wie eingangs erwahnt, handelt es sich hier um eine Uberplanung des vorhandenen
Bestandes. Es werden keine zusatzlichen BaumaBnahmen zugelassen, der B-Plan
Nr. 10 ist weitestgehend realisiert und die AusgleichsmaBnahmen wurden umge-
setzt. Diesbezlglich haben die betroffenen Behérden (Untere Naturschutzbehdérde
und Planungsamt des Landkreises) in den Vorabstimmungen dem Verfahren nach
§13a BauGB zugestimmt.

Die Vorprifung des Einzelfalls erfolgte im Vorfeld des Aufstellungsbeschlusses an-
hand eines Kriterienkataloges in Anlage 2 zum BauGB, der wie folgt abgearbeitet
wurde:

1. Merkmale des Bebauungsplanes, insbesondere in Bezug auf:

1.1 das Ausmalf3, in dem der B-Plan einen Rahmen i.S. des § 14 b Abs. 3 des Ge-
setzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung setzt;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 wird keine Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitsprifung begrindet, es sind keine UVP-pflichtigen Vorhaben
geplant. Der B-Plan zielt vielmehr auf eine Sicherung des vorhandenen Bestandes
ab.

1.2 das Ausmal3, in dem der B-Plan andere Plane oder Programme beeinflusst;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 ist eine Beeinflussung anderer Plidne oder
Programme nicht erkennbar. Die Planung ist mit dem Flachennutzungsplan und dem
Regionalen Raumentwicklungsprogramm vereinbar. Die Flache verbleibt als Wohn-
gebiet entsprechend der Darstellungen im F-Plan. Die Sicherung der elf vorhande-
nen Ferienwohnungen im ,Altbestand” hat keine raumordnerische Relevanz bzw.
entspricht den raumordnerischen Zielen fir den Fremdenverkehrsschwerpunktraum
Kihlungsborn. Sie entspricht auch dem damaligen Kurortententwicklungskonzept
und damit der stadtischen Entwicklungsplanung.

1.3  die Bedeutung des Bebauungsplanes fir die Einbeziehung umweltbezogener,
einschlieBlich gesundheitsbezogener Erwagungen, insbesondere im Hinblick
auf die Férderung der nachhaltigen Entwicklung;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 werden die Umweltbelange, die Belange des
Ortsbildes durch zusatzliche 6értliche Bauvorschriften und einer nachhaltigen Sied-
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lungsentwicklung, auch unter gesundheitsbezogenen Erwagungen, z.B. durch den
Ausschluss von stérenden Antennenmasten, starker als bisher und nachhaltig be-
ricksichtigt. Kleinwindkraftanlagen sollen wegen ihrer stérenden Emissionseffekte in
diesem eng bebauten Einfamilienhausgebiet ausgeschlossen werden.

1.4 die fur den Bebauungsplan relevanten umweltbezogenen, einschlieBlich
gesundheitsbezogener Probleme;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 werden keine neuen umweltbezogenen oder
gesundheitsbezogenen Probleme ausgeldst (vgl. Pkt. 1.3).

1.5 die Bedeutung des Bebauungsplanes fir die Durchfihrung nationaler und eu-
ropaischer Umweltvorschriften;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 ist keine negative Anderung der Bedeutung
far die Durchflihrung nationaler und europaischer Umweltvorschriften zu erwarten, da
ein bestehender Innbereich bestandssichernd Uberplant wird.

2. Merkmale der mdglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen
Gebiete, insbesondere in Bezug auf

2.1 die Wahrscheinlichkeit, Dauer, Haufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkun-
gen;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 sind keine nachteiligen Umweltauswirkungen
im Vergleich zur bisherigen B-Planung verbunden (vgl. 0.g. Punkte).

2.2 den kumulativen und grenziiberschreitenden Charakter der Auswirkungen;

Kumulative oder grenziiberschreitende Auswirkungen sind mit der 2. Anderung des
B-Plans Nr. 10 nicht verbunden.

2.3 die Risiken fir die Umwelt, einschlieBlich der menschlichen Gesundheit (zum
Beispiel bei Unféllen);

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 sind keine neuen oder zusétzlichen Risiken
far die Umwelt verbunden.

2.4 den Umfang und die rdumliche Ausdehnung der Auswirkungen;

Mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 sind keine neuen oder zusétzlichen Auswir-
kungen auf die Umwelt verbunden.

2.5 die Bedeutung und die Sensibilitat des voraussichtlich betroffenen Gebiets auf
Grund der besonderen natlrlichen Merkmale, des kulturellen Erbes, der Inten-
sitédt der Bodennutzung des Gebiets jeweils unter Berlcksichtigung der Uber-
schreitung von Umweltqualitditsnormen und Grenzwerten;
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Natdrliche Merkmale, kulturelles Erbe und die Bodennutzung werden nicht verandert.
Festgelegte Umweltqualitatsnormen und Grenzwerte werden nicht beeinflusst.

2.6
2.6.1

2.6.2
2.6.3
2.6.4
2.6.5
2.6.6
2.6.7
2.6.8

2.6.9

folgende Gebiete:

Natura 2000- (FFH- oder Européische Vogelschutz-)gebiete sind nicht betrof-
fen;

Naturschutzgebiete sind nicht betroffen;

Nationalparke sind nicht betroffen;

Biospharenreservate und Landschaftsschutzgebiete sind nicht betroffen;
gesetzlich geschitzte Biotope erfahren durch die 2. Anderung keine Beein-
flussung; i
Wasserschutzgebiete (GW 1ll B) erfahren durch die 2. Anderung keine Beein-
flussung;

die 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 hat keine Auswirkung hinsichtlich der
Uberschreitung von Umweltqualitdtsnormen;

die 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 hat keine negativen zentralértlichen Aus-
wirkungen oder Auswirkungen auf die Bevdlkerungsdichte;

mit der 2. Anderung des B-Plans Nr. 10 sind keine Auswirkungen auf Denkma-
le oder Bodendenkmale verbunden.

Im Ergebnis der Vorpriifung des Einzelfalls wird festgestellt, dass durch die 2. Ande-
rung des B-Planes Nr. 10 ,Holmblick” keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen ausgel6st werden.

Stadt Ostseebad KUhlungsborn, den .........cccccceiee. s

Karl, Blrgermeister

16



	Vorlage
	Anlage  1 2. Änderung B-Plan Nr. 10 Stand 30 11 15 Plan mit Textteil M1-1000 zur SVV am 10.12.2015
	Anlage  2 2. Änderung B-Plan Nr. 10 Stand 30.11.15 Begründung zur SVV am 10.12.2015

